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Ein Exportkontroll-Dilemma –
US-Iran-Sanktionen und

die EU-Blocking-VO

Nachdem die US-Regierung den Joint Compre-
hensive Plan of Action (JCPOA) einseitig auf-
gek�ndigt hat, trat 90 Tage sp�ter (bereits am
7. 8. 2018) ein Teil der bisherigen US-Sanktio-
nen wieder in Kraft. Davon erfasst ist insbeson-
dere der iranische Automobilsektor. Nach 180
Tagen z�nden die USA Stufe 2 der US-Sanktio-
nen (am 5. 11. 2018). Damit beschr�nken sie
insbesondere den iranischen Energiesektor;
auch nehmen die USA dann bestimmte Perso-
nen und Institutionen wieder auf die Specially
Designated Nationals List (SDN Liste). Da-
durch werden die durch den JCPOA weitestge-
hend aufgehobenen sog. „Secondary Sanctions“
wieder in Kraft treten.

Im Jahr 2017 exportierten deutsche Unterneh-
men Waren in den Iran in H�he von knapp EUR
3 Mrd. Diese Summe d�rfte allerdings in Zu-
kunft schwinden. Denn selbst ohne US-Bezug
k�nnen die US-(Sekund�r-)Sanktionen auch die
iranischen Gesch�fte deutscher Unternehmen
erfassen. Der Anwendungsbereich der Sanktio-
nen ist extraterritorial. Sie verbieten zwar nicht
jedwedes Iran-Gesch�ft, gehen jedoch �ber die
von der EU erlassenen Sanktionen weit hinaus.
Allerdings sollten Unternehmen stets imEinzel-
fall pr�fen, ob ihr Verhalten tats�chlich gegen
die US-Sanktionen verst�ßt.

Die EU hat als Gegenreaktion am 7. 8. 2018 die
so genannte Blocking-VO aus dem Jahr 1996
(= VO [EG] Nr. 2271/1996) mit Hilfe einer De-
legierten VO (VO [EU] Nr. 2018/1100) aus ih-
rem „Dornr�schenschlaf“ befreit, um EU-Wirt-
schaftsteilnehmern zu helfen. Sie gibt in ihrem
Art. 5 Abs. 1 insbesondere vor, die „�berschie-
ßenden“US-Sanktionen nicht zu befolgen. Inso-
weit geht Art. 5 Abs. 1 Blocking-VO �ber das
deutsche – bereits am 23. 7. 1992 eingef�hrte –
Boykottverbot nach § 7 AWV hinaus. Auch die-
se Vorschrift richtet sich gegen den extraterrito-
rialen Charakter von ausl�ndischen („Nicht-

EU“) Embargos. Allerdings stellt die Blocking-
VO nicht auf eine Erkl�rung ab, sondern schon
auf ein bloßesBefolgen (i.S. einer aktivenHand-
lung bzw. bewussten Unterlassung). Im deut-
schen Recht ist ein Verstoß gegen diese EU-Vor-
gabebzw. § 7AWVmit bis zuEUR500000buß-
geldbewehrt, im Fall der Fahrl�ssigkeit bis zu
EUR 250000. Bisherige beh�rdliche Bußgeld-
verfahren sind allerdings nicht praxisbekannt.
Dies k�nnte sich in Zukunft �ndern. Jedenfalls
ist bei fahrl�ssigem Verhalten eine Selbstanzei-
gem�glich (vgl. § 22Abs. 4AWG).

Selbst wenn Unternehmen – im Einklang mit
der Blocking-VO – Iran-Gesch�ft durchf�hren
m�chten, stoßen sie an Finanzierungs- und Ab-
wicklungsgrenzen, weil viele Banken sich ge-
gen die Vorgaben der Blocking-VO entschei-
den. Hier wird die Politik gefragt sein, um den
Zahlungsverkehr mit dem Iran auch in Zukunft
sicherzustellen.

Wie soll ein deutsches Unternehmen diese ge-
genl�ufigenRechtsbefehle befolgen? Zwingend
ist eine Einzelfallanalyse.

Daw�re einmal die freie unternehmerische Ent-
scheidung.Diesesoll (nachdemzurVOergange-
nen EU-Leitfaden) gerade nicht vom Verbot er-
fasst sein. Denn die VO verlangt keineswegs,
dass Unternehmen Iran-Gesch�ft t�tigen, insbe-
sondere entsprechende Angebote annehmen
m�ssen (Grundsatz der Kontrahierungsfreiheit).
Eine freie Entscheidung liegt nach der Kommis-
sionallerdingsnichtmehr vor, soferndasVerhal-
ten durch die gelisteten extraterritorialen Maß-
nahmen„bestimmt“wird.EsseiSachedes jewei-
ligen Wirtschaftsteilnehmers, dies eigenst�ndig
festzustellen. Hierzu ist Folgendes anzumerken:
Wahre und berechtigte Gr�nde f�r eine ge-
sch�ftspolitische Entscheidung gegen Iran-Ge-
sch�fte gibt es viele. Dazu z�hlt allein die auf-
wendige „h�ndische“Pr�fungvon Iran-Transak-

tionen,die zuh�herenAbwicklungskosten f�hrt.
DenndieUnternehmenwollenbereits nachdeut-
schemRechtdrohendenFreiheitsstrafenvorbeu-
gen.Gleiches gilt u. a. f�r Schwierigkeiten in der
Finanzierung/Versicherung, welche nicht auf ei-
nem Verhalten des betroffenen Unternehmens
beruhen.

Sind die „gesch�ftspolitischen Gedanken“ des
Unternehmens indes nicht mehr in diesem Sin-
ne frei, muss es eine Ausnahmegenehmigung

nach Art. 5 Abs. 2, Art. 7, Art. 8 Blocking-VO
(i.V.m. der Durchf�hrungsVO [EU] Nr. 2018/
1001) nach EU-Recht beantragen, will es dem
US-Recht nachkommen (vgl. dazu auch das be-
reitgestellte Muster der EU). Dies gilt gerade
auch f�r die Beantragung einer Ausnahmege-
nehmigung durch die US-Beh�rden (im Gegen-
satz zu bloßen Kontakten/Gespr�chen mit den
US-Beh�rden �ber die Reichweite der US-
Sanktionen). Denn nach dem EU-Leitfaden
stellt gerade die Beantragung einer Ausnahme-
genehmigung bei den US-Beh�rden eine Aner-
kennung der US-Sanktionen dar, und daf�r
muss zuvor eine EU-Genehmigung beantragt
und gew�hrt worden sein. Voraussetzung f�r
eine solche Genehmigung ist ein „schwerer
Schaden“ – eine Situation, welche nach der
Kommission nicht bei jeder erlittenen Beein-
tr�chtigung in Betracht kommt. Eine Frist inner-
halb derer eine solche Entscheidung der EU er-
geht, gibt es nicht. Die Praxis wird zeigen, wie
rasch gehandelt wird. Liegt eine Genehmigung
vor, dann wird zugleich ein Verstoß gegen § 7
AWVausgeschlossen sein.

In allen anderen F�llen wird das Unternehmen
zwischen den zwei aus der griechischen Mytho-
logie bekannten Meeresungeheuern abw�gen
und sich entscheidenm�ssen. Auf der einen Sei-
te deutsche Bußgelddrohung, auf der anderen
Seite schwerste US-Risiken (wie z.B. Strafan-
drohungen oder eine eigene Listung auf der
SDN-Liste). Die EU springt den Unternehmen
zur Seite und gew�hrt durch die Blocking-VO
einen Schadensersatzanspruch – zumindest auf
dem Papier. Die Stelle, die den Schaden verur-
sacht hat (weil sich das Unternehmen an EU-
und nicht an US-Recht h�lt), soll zahlen. Papier
ist allerdings geduldig, gerade wenn juristisches
„Neuland“ betretenwird.

Es bleibt zu w�nschen, dass die Blocking-VO
den von ihr beabsichtigten wirksamen Schutz
entfaltet. Dies wird sie jedoch in der Praxis wohl
kaum vollst�ndig tun k�nnen. Insoweit ist zu be-
r�cksichtigen, dass f�rdeutscheUnternehmen in
einemworst-case-Szenario dieListung auf einer
US-Sanktionsliste droht. Banken, Kunden und
Lieferanten aus der EUwerdenvon einem in den
USA gelisteten Unternehmen in der Regel Ab-
stand nehmen wollen und die Kontrahierungs-
freiheit bem�hen k�nnen.Unternehmen,welche
nicht der Blocking-VO oder m�glichen ver-
gleichbaren counter measures anderer Staaten
unterfallen, werden die Listung ohnehin beach-
ten. Somit droht in einem solchen Szenario ein
realistisches Insolvenzrisiko f�r das deutsche
Unternehmen.
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